In der Senatssitzung am 11. Oktober 2022 beschlossene Fassung

Der Senator fiir Finanzen

Bremen, 26. September 2022

Vorlage fir die Sitzung des Senats am 11. Oktober 2022

»Zahlungsvorbehalt zum Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung der
Besoldungs- und Beamtenversorgungsbeziige 2022 in der Freien Hansestadt
Bremen sowie zur Anderung dienstrechtlicher Vorschriften*

A. Problem

Der Entwurf des Gesetzes zur Anpassung der Besoldungs- und Beamtenversorgungs-
beziige 2022 in der Freien Hansestadt Bremen sowie zur Anderung dienstrechtlicher
Vorschriften beinhaltet die zeit- und wirkungsgleiche Ubertragung des Tarifergebnisses
im Bereich des TV-L zwischen der Tarifgemeinschaft des offentlichen Dienstes der
Lander (TdL) und den Spitzenverbanden der Gewerkschaften vom 29. November 2021
auf die Anpassung der Besoldungs- und Beamtenversorgungsbezuge im Land
Bremen. Daraus folgt, dass die Erhdhung der Besoldungs- und Beamtenversorgungs-
bezlige um 2,8 Prozent in allen Besoldungsgruppen sowie die Erhdhung der Anwarter-
grundbetrage um 50 Euro zum 1. Dezember 2022 umzusetzen ist.

Neben dieser Besoldungsanpassung zum 1. Dezember 2022 beinhaltet der Gesetzent-
wurf weitere besoldungsrechtliche Anderungen fiir die Zukunft, um eine verfassungs-
gemale Besoldung nach den Vorgaben der Beschlusse des Bundesverfassungsge-
richts vom 4. Mai 2020 zur amtsangemessenen Alimentation zu gewahrleisten.

Am 6. September 2022 hat der Senat in zweiter Senatsbefassung den Gesetzentwurf
beschlossen. Die Bremische Burgerschaft (Landtag) hat den Gesetzentwurf (vgl. Bur-
gerschaftsdrucksache 20/1568) in ihrer 39. Sitzung am 14./15. September 2022 in

1. Lesung beschlossen.

Ein Beschluss des Gesetzentwurfs in 2. Lesung kann frihestens in der Burgerschafts-
sitzung am 12./13. Oktober 2022 oder am 16./17. November 2022 erfolgen. Performa
Nord als zustandiger Eigenbetrieb zur Auszahlung der Dienst- und Versorgungsbezige
bendtigt einen zeitlichen Vorlauf von ca. 6 Wochen zum Auszahlungsdatum, um die
Auszahlung der zu erhdhenden Betrage zum 1. Dezember 2022 sicherstellen zu kon-
nen. Daher bedarf es eines Beschlusses des Senats Uber die Gewahrung von sog. Ab-
schlagszahlungen an die Beamtinnen und Beamten, Richterinnen und Richter sowie
Versorgungsempfangerinnen und Versorgungsempfanger.

B. Losung

Beschluss des Senats Uber die Zahlung der zum 1. Dezember 2022 zu erhdhenden
Besoldungs- und Beamtenversorgungsbezuge und einzelner besoldungsrechtlicher
Leistungen zur Gewahrleistung einer verfassungsgemafen Alimentation unter dem
Vorbehalt einer gesetzlichen Regelung. Dies stellt eine fristgemalle Auszahlung der
erhdhten Betrage durch Performa Nord sicher.



C. Alternativen

Es werden keine Alternativen vorgeschlagen.

D. Finanzielle und Personalwirtschaftliche Auswirkungen, Gender-Prufung

Die Finanzierung der Anhebung der Besoldung und Versorgung um 2,8 Prozent sowie
der besoldungsrechtlichen Verbesserungen erfolgt grundsatzlich durch die globalen
Vorsorgemittel fur Tarif- und Besoldungserhéhungen im Produktplan 92.

Gender-Prifung:
Dieser Gesetzentwurf hat gleichermalien Auswirkung auf die Lebenssituation von allen
Beschaftigten.

E. Beteiligung und Abstimmung

Die Vorlage ist mit der Senatskanzlei abgestimmt.

F. Offentlichkeitsarbeit und Verdffentlichung nach dem Informationsfreiheitsge-

setz

Geeignet nach Beschlussfassung.

G. Beschluss

1. Der Senat beschliel3t entsprechend der Vorlage des Senators fur Finanzen vom
26. September 2022 zur Sicherstellung einer fristgemaflen Auszahlung der erhoh-
ten Besoldungs- und Beamtenversorgungsbeziige, dass vorbehaltlich der gesetzli-
chen Regelung Zahlungen auf der Grundlage

a) des Artikels 1
(Anpassung der Dienstbezige um 2,8 Prozent,
Anpassung der Anwartergrundbetrage um 50 Euro,
Anpassung der Beamtenversorgungsbezuge um 2,8 Prozent),

b) des Artikels 3 Nummer 4 b)
(kinderbezogene Jahressonderzahlung fur Versorgungsempfanger:innen in
Hohe von 305,56 Euro),

c) des Artikels 4 Nummer 3
(Gewahrung der Grundgehaltsbetrage fir Beamtinnen und Beamte der Besol-
dungsgruppe A 4 aus der Besoldungsgruppe A 5),

d) des Artikels 4 Nummer 5
(Einbeziehung der Besoldungsgruppe A 5 in den Kreis der Anspruchsberechtig-
ten fur die Zahlung der ruhegehaltfahigen Stellenzulage),

e) des Artikels 4 Nummer 6 a) und b)
(erhohte Jahressonderzahlung und kinderbezogene Jahressonderzahlung fur
Besoldungsempfanger:innen),

f) der Anlage 1 zum Bremischen Besoldungsgesetz
(Streichung des ersten Grundgehaltsbetrags in den Besoldungsgruppen A 5 bis
A 7, sodass Beamtinnen und Beamte der Besoldungsgruppen A 5 bis A 7, die



sich derzeit in der Stufe 1 befinden, Dienstbezlige anhand des Grundgehalts-
betrags der Stufe 2 erhalten),

g) der Anlage 5 zum Bremischen Besoldungsgesetz

(Erhéhungsbetrage des Familienzuschlags fur samtliche bertcksichtigungsfahi-
gen Kinder ohne Zahlung des Familienergadnzungszuschlags)

des Gesetzentwurfs mit den Bezlgen fur den Monat Dezember 2022 durch Performa
Nord veranlasst werden konnen. Die Zahlungsempfangerinnen und Zahlungsempfan-

ger sind auf den Vorbehalt der Zahlung in der Beztigemitteilung und auf eine maégliche
Ruckforderung hinzuweisen.

2. Dem Magistrat Bremerhaven wird empfohlen, entsprechend zu verfahren.



	Vorlage für die Sitzung des Senats am 11. Oktober 2022
	„Zahlungsvorbehalt zum Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung der Besoldungs- und Beamtenversorgungsbezüge 2022 in der Freien Hansestadt Bremen sowie zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften“
	A. Problem
	B. Lösung
	C. Alternativen
	D. Finanzielle und Personalwirtschaftliche Auswirkungen, Gender-Prüfung
	E. Beteiligung und Abstimmung
	F. Öffentlichkeitsarbeit und Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz
	G. Beschluss


